
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk braucht eine Auftrags- und 
Strukturreform

Wir Freie Demokraten wollen einen moderneren und schlankeren 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk (ÖRR), der sich primär auf Nachrichten, 
Kultur, politische Bildung und Dokumentationen konzentrieren soll. Damit
wollen wir den Rundfunkbeitrag absenken. Die Zahl der Fernseh- und 
Hörfunkkanäle, die von den Rundfunkanstalten betrieben werden, ist zu 
reduzieren. Nicht erforderliche Parallelangebote sind zu vermeiden. Im 
Internet sollte der ÖRR auf Bereiche begrenzt sein, die mit klassischem 
Rundfunk vergleichbar sind oder in direktem Zusammenhang mit ihm 
stehen. Ein funktionierendes duales Mediensystem braucht 
Ausgewogenheit. Die Verhältnismäßigkeit zwischen Rundfunkbeitrag 
und Wettbewerb muss gewahrt sein. Konkurrenz zu jedem Internet-
Angebot privater Presse- und Medienhäuser ist nicht Aufgabe des ÖRR. 
Wir wollen die Medien- und Meinungsvielfalt stärken. 

Presseauskunftsgesetz und Schutz der Arbeit der Presse

Wir Freie Demokraten fordern ein Presseauskunftsgesetz auf 
Bundesebene und die Erfassung von Angriffen auf Medien in der 
polizeilichen Kriminalstatistik. Whistleblowerinnen und Whistleblower 
sollten nicht arbeits-, personal- oder strafrechtlich belangt werden, wenn 
sie Straftaten oder rechtswidriges Verhalten offenbaren. Voraussetzung 
ist, dass sie vorher den Dienstweg ausgeschöpft haben oder dieser 
unzumutbar war. Whistleblowerinnen sollen auch vor der Strafverfolgung
durch ausländische Staaten geschützt werden. Die EU-Richtlinie zum 
Schutz von Whistleblowern soll umgehend in deutsches Recht 
umgesetzt werden


